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Einleitung

Am 7. Mai 1919 übergab der Präsident der Friedenskonferenz von Ver-
sailles, Georges Clemenceau, der deutschen Delegation die Friedensbedin-
gungen der Alliierten. Ihnen zufolge sollte Deutschland die Verpflichtung 
auferlegt werden, enorme Reparationszahlungen zu leisten, erhebliche terri-
toriale Abtretungen, ein langjähriges Besatzungsregiment sowie eine umfas-
sende Abrüstung hinzunehmen und den Alliierten handelspolitische Sonder-
begünstigungen einzuräumen. Schließlich war ein Beitritt Deutschlands zum 
Völkerbund, der zur Zusammenarbeit der Nationen und zur Gewährleistung 
des Friedens durch die Unterzeichneten des Friedensvertrags einzuberufen 
war, zunächst nicht zugelassen. Folglich wurde der Völkerbund de facto 
zum Kreis der Siegermächte von Versailles. Von den deutschen Ostgebieten 
sollte der größte Teil von Posen, Westpreußen sowie Oberschlesien1 dem 
neuen Staat Polen zufallen. Ebenfalls sollten die Gebiete der Weichsel- und 
Memelmündung mitsamt den Häfen von Danzig und Memel vom Deutschen 
Reich abgetreten werden. Im Ergebnis war die Provinz Ostpreußen vom 
Mutterland abgetrennt, während das Schicksal ihres südlichen Teils noch 
vom Ausgang einer Volksabstimmung abhing. Die außerordentliche Härte 
dieser Friedensbedingungen2 kam in der ersten Erwiderung des deutschen 
Außenministers zum Ausdruck, „daß es sich um einen Gewaltfrieden han-
delt, wie er in der Weltgeschichte seinesgleichen nicht findet. Der Vertrags-
entwurf weicht von den Grundsätzen des Präsidenten Wilson in allen Punk-
ten ab, seine Annahme würde eine gänzliche Versklavung und politische 
Ausschaltung Deutschlands bedeuten.“3 Am 28. Mai überreichte Ulrich Graf 
v. Brockdorff-Rantzau dem Präsidenten der Friedenskonferenz die deutschen 
Gegenvorschläge. Darin weigerte sich die deutsche Regierung unter ande-
rem, auf die Abtretung deutscher Territorien im Osten mit Ausnahme der 
überwiegend von Polen besiedelten Posener Gebiete einzugehen. Hinsicht-
lich der Souveränitätsfrage stützten sich die deutschen Gegenvorschläge auf 

1  Die Aufforderung zur Abtretung Oberschlesiens wurde nach der Einreichung 
der deutschen Gegenvorschläge von den Alliierten zurückgezogen. Statt dessen wur-
de die Durchführung einer Volksabstimmung angeordnet. 

2  Eine völkerrechtliche Bilanz des Friedensvertrags von Versailles in neutraler 
Perspektive ziehen Thomas Würtenberger / Gernot Sydow: Versailles und das Völker-
recht, in: Versailles 1919. Ziele – Wirkung – Wahrnehmung, hg. v. Gerd Krumeich, 
Essen 2001, S. 35–52.

3  ADAP, Ser.  A, Bd. II, Dok.  2, Außenminister Brockdorff-Rantzau an AA, 
7.5.1919, S. 4 f.
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das von Wilson hervorgehobene ethnographische Prinzip und das Selbstbe-
stimmungsrecht der Völker. Die drohende Abtrennung Ostpreußens vom 
übrigen Reichsgebiet weckte in der deutschen Bevölkerung der Ostprovin-
zen schwere Befürchtungen. Es war die Rede von einem andauernden 
Kriegszustand durch den deutschen Widerstandskampf oder von einer Wirt-
schafts- und Verkehrssperre durch die Nachbarländer. Mit Dringlichkeit 
wandte sich der Oberpräsident von Ostpreußen, Adolf v.  Batocki, an 
Brockdorff-Rantzau, dem das Schicksal der Provinz besonders am Herzen 
lag.4 Zur Vermeidung der vorherzusehenden Folgen bot der Außenminister 
in den Gegenvorschlägen den Alliierten an, ohne eine Souveränitätsände-
rung von Danzig, Memel sowie Westpreußen Polen jederzeit freien Zugang 
zum Meer zu gewähren, die preußischen Häfen Memel, Königsberg sowie 
Danzig in Freihäfen umzuwandeln und in diesen Häfen Polen vertraglich 
weitgehende Rechte einzuräumen.5 Mit Rücksicht auf die Bedeutung des 
Handelsverkehrs dieser drei Ostseehäfen mit Rußland wurde hierbei speziell 
auf eine mögliche Sonderregelung der Eisenbahn- und Flußschiffahrtsfragen 
Wert gelegt. Zum einen war Deutschland bereit, Polen auf den deutschen 
Schienen in jeder Hinsicht Verkehrsfreiheit und Gleichheit (die Inländerpa-
rität) zu gewähren, insbesondere bezüglich des polnischen Verkehrs nach 
den Häfen Memel, Königsberg sowie Danzig einerseits und nach dem ehe-
maligen russischen Reich andererseits. Voraussetzung hierfür war, daß dem 
deutschen Verkehr im Sinne der Gegenseitigkeit auf den polnischen, litau-
ischen sowie lettischen Bahnstrecken die volle Durchgangsfreiheit, vorzüg-
lich nach dem ehemaligen russischen Reich, auf paritätischer Basis zugesi-
chert werde. Zum anderen erklärte sich Deutschland bereit, Polen auch die 

4  Im Januar 1919 unternahm Batocki auf Wunsch der Königsberger Wirtschafts-
kreise einen Versuch, auf Brockdorff-Rantzau einzuwirken. Die Danziger und Me-
meler Wirtschaft hatte ihr Interesse daran signalisiert, ohne besondere Begünstigung 
des Königsberger Hafens, dessen Abtretung nicht in Aussicht stand, Polen den 
freien Zugang zum Meer über die dortigen Häfen zu gewähren. Kurz vor der Ein-
reichung der deutschen Gegenvorschläge an die Alliierten wandte sich die Königs-
berger Handelskammer an die deutsche Friedensdelegation und erreichte, daß Kö-
nigsberg in die Freihäfenprojekte eingebunden wurde. Die von der Abtretung 
bedrohten preußischen Ostseehäfen erhoben daraufhin Protest gegen die „egoistische 
Handelspolitik“ Königsbergs. Siehe die Korrespondenz zwischen Batocki und 
Brockdorff-Rantzau, GStA PK, I. HA, Rep. 90A, Nr. 2436, Bl. 14 ff., AA, abschrift-
lich an StM, 31.1.1919. Zu den Vorschlägen Danzigs siehe GStA  PK, I.  HA, 
Rep. 90A, Nr. 2438, Bl. 97, Wieler, 7.4.1919. Zum Protest Elbings und Memels 
gegen die Haltung Königsbergs siehe GStA PK, I. HA, Rep. 90A, Nr. 2434, Bl. 462, 
Der Magistrat Elbing an PreußMP, 16.5.1919. GStA PK, I. HA, Rep. 90A, Nr. 2435, 
Bl. 356, Vorsteheramt der Kaufmannschaft Memel an PreußMP Hirsch, 7.6.1919.

5  Dieser Vorschlag war bereits in der Amtsantrittsrede Brockdorff-Rantzaus vor 
der Nationalversammlung vom 14. Februar 1919 gemacht worden. In: RT 1919 / 20, 
Bd. 326, S. 66 ff.
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Schiffahrtsfreiheit auf allen Gewässern Ost- und Westpreußens, die von den 
ehemaligen russischen Gebieten zur Ostsee führten, insbesondere auf der 
Weichsel und der Memel, zu gewähren. Dieses Angebot setzte freilich ge-
genseitige Leistungen Polens für den deutschen Verkehr auf dem polnischen 
Abschnitt dieser Gewässer voraus.6

Dem letzten Vorstoß Brockdorff-Rantzaus, der nicht zuletzt auf die Inte
ressen Ostpreußens und insbesondere der Königsberger Wirtschaft zurück-
ging, war kein Erfolg beschieden. Als die Alliierten am 16. Juni in ultima-
tiver Form mit ihren letzten Friedensbedingungen auf die deutschen Gegen-
vorschläge antworteten, blieb der deutschen Regierung tatsächlich nichts 
anderes übrig, als sie anzunehmen. Brockdorff-Rantzau und Scheidemann 
traten daraufhin zurück. Die neue Reichsregierung unter Reichskanzler Gu-
stav Bauer und Außenminister Hermann Müller vollzog am 28. Juni 1919 
die Unterzeichnung des Versailler Vertrags. Die von deutscher Seite ange-
botene gegenseitige Freiheit und Gleichheit im Durchgangsverkehr nach 
Rußland und den Ostseehäfen ließ sich damit nicht mehr realisieren, was 
für das Wirtschaftsleben Ostpreußens schwerwiegende Folgen hatte. Mit 

6  Die Gegenvorschläge der Deutschen Regierung zu den Friedensbedingungen. 
Vollständiger amtlicher Text, Berlin 1919, S. 27: „Die deutsche Regierung ist nach 
diesen Grundsätzen zur Erfüllung der von ihr übernommenen Verpflichtung, Polen 
einen freien und sichern Zugang zum Meere zu geben, bereit, die Häfen von Memel, 
Königsberg und Danzig zu Freihäfen auszugestalten und in diesen Häfen Polen 
weitgehende Rechte einzuräumen. Durch eine entsprechende Vereinbarung könnte 
dem polnischen Staatswesen jede Möglichkeit zur Errichtung und Benutzung der in 
Freihäfen erforderlichen Anlagen (Docks, Anlegestellen, Schuppen, Kais usw.) ver-
traglich gesichert werden. Auch ist die deutsche Regierung bereit, durch ein beson-
deres Abkommen mit dem polnischen Staat hinsichtlich der Benutzung der Eisen-
bahnen zwischen Polen und anderen Gebieten des ehemaligen Russischen Reiches 
einerseits und den Häfen von Memel, Königsberg und Danzig andererseits, jede 
erforderliche Sicherheit gegen Differenzierung in den Tarifen und der Art der Be-
nutzung zu geben.  /  Die Voraussetzung wäre jedoch, daß auch auf den polnischen 
und auf den unter polnischem Einfluß stehenden Eisenbahnen Deutschland in der 
gleichen Beziehung die Gegenseitigkeit und die gleichen Vergünstigungen für die 
Durchfuhr durch Polen, Litauen und Lettland zugesagt werden. Die etwa durch die 
Mitwirkung der Polen zustande gekommenen Tarife müßten insofern eine Ausnah-
mestellung einnehmen, als sie nicht zur Verallgemeinerung auf das übrige deutsche 
Eisenbahnnetz seitens der alliierten und assoziierten Regierungen herangezogen 
werden dürfen.  /  Ferner würde die deutsche Regierung bereit sein, die von Polen, 
Litauen und Lettland durch Ost- und Westpreußen zur Ostsee führenden schiffbaren 
Wasserstraßen unter weitgehenden Sicherungen zur freien Benutzung und zum frei-
en Durchgangsverkehr den Polen zur Verfügung zu stellen. Die Gegenseitigkeit der 
Leistung von polnischer Seite ist ebenfalls Voraussetzung.  /  Bezüglich der Weichsel 
wird auf die Ausführung über die Binnenschiffahrt verwiesen.“ Vgl. AdRK Kabinett 
Scheidemann, Dok. 111, PreußMdI an die Reichsregierung, 14.6.1919. Vor allem II: 
Denkschrift des Geheimen Regierungsrats Loehrs vom 10.6.1919, S. 458 ff. (hier 
S. 462 f.).




